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Sachverhalt und Anträge 

I. 	Die europaische Patenanrneldung Nr. 90 915 438.7 wurde am 

23. Oktober 1990 von den drei Anmeldern Roland FUchtey, 

Werner Brandt und Michael Kripp über einen gemeinsamen 

zugelassenen Vertreter als EURO-PCT-Anmeldung 

eingereicht. 

II. 	Mit Schriftsatz vom 21. Juli 1993, eingegangen am 

22. Juli 1993 legte der gemeinsame Vertreter die 

Vertretung nieder. 

III. Am 28. September 1993 wies die Prüfungsabteilung alle 

drei Anmelder darauf hin, dais, da kein neuer Vertreter 

besteilt sei, das Verfahren mit ihnen weitergefuhrt 

werde und gemAS Regel 100 (1) EPtJ der im Antrag als 

erster genannte Anmelder Füchtey als gemeinsamer 

Vertreter angesehen werde. 

IV. 	Mit Telefax vom 15. Dezember 1993 bestelite sich em 

Patentanwalt Schneider zum Vertreter des im Antrag an 

dritter Stelle stehenden Anmelders und Beschwerdeführers 

Brandt. 

V. 	Am 6. Dezernber 1994 erfolgte der Hinweis, dag die am 

31. Oktober 1994 fallig gewordene Jahresgebuhr für das 

Jahr nicht gezahit worden sei, dag sie aber noch 

gemdg Artikel 86 (2) EPU bis zum letzten Tag des 

Kalenderrnonats nach Fälligkeit mit einer 

Zuschlagsgebuhr von 10 % der Jahresgebühr wirksam 

entrichtet werden könne. Dieser Hinweis wurde nur dem 

damaligen Vertreter des Beschwerdeführers zugestellt. 

VI. 	Am 24. Mai 1995 erging eine Mitteilung gemàf 

Regel 69 (1), daf!, die Anmeldung mangels Zahiung der 

Jahresgebuhr für das 5. Jahr als zurtickgenommen gelte. 

Auf die Möglichkeit, eine Entscheidung gemäf! 
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Regel 69 (2) EPU zu beantragen oder Antrag auf 

Wiedereinsetzung in die versäumte Frist zu stellen, 

wurde hingewiesen - 

Diese Mitteilung wurde ebenfalls zunächst nur dem 

damaligen Vertreter des Beschwerdeführers zugestelit, am 

29. September 1995 auch dem im Erteilungsantrag an 

erster Stelle genannten Arimelder Füchtey sowie in Kopie 

dern an zweiter Stelle genannten Anmelder Kripp. 

Mit Schreiben vom 6. Juli 1995, eingegangen am 

15. Juli 1995, entzog der Beschwerdeführer 

Patentanwalt Schneider die Vollmacht und steilte 

gleichzeitig einen Wiedereinsetzungsantrag. 

Am 24. Januar 1996 erging durch den Hauptformalprüfer 

eine Entscheidung, dag der Wiedereinsetzungsantrag 

mangels Zahlung der Wiedereinsetzungsgebühr als nicht 

gestellt gilt. Die Entscheidung wurde dem 

Beschwerdeführer mit Rechtsmittelbelehrung zugestelit. 

Hiergegen legte der BeschwerdefUhrer am 23. März 1996 

Beschwerde em, die er gleichzeitig begrUndete. Die 

Beschwerdegebühr hatte er am 20. März 1996 entrichtet. 

Am 1. April 1996 erfolgte die Zahiung der Jahresgebuhr 

für das 5. Jahr mit Zuschlag ebenso wie der 

Wiedereinsetzungsgebuhr. 

Es wurde am 15. Juli 1998 mündlich verhandelt. 

Das schriftliche und mündliche Vorbringen des 

Beschwerdeführers 1af,t sich wie folgt zusammenfassen: 

Es werde nicht die Bedeutung der in Artikel 122 EPtJ 

vorgesehenen Fristen für die Rechtssicherheit der 

öffentlichkeit verkannt. In diesem Zusammenhang werde 

aber auf die Entscheidung J 6/90 (AB1. EPA 1993, 714) 
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verwiesen, wonach Wiedereinsetzung dann zu gewähren sei, 

wenn ein Dritter aus einer kiar dokumentierten 

Absichtserklärung in der Akte entnehmen känne, daJ. der 

Arimelder sich urn die Aufrechterhaltung der 

Patentanmeldung bernUhe. Dies sei hier der Fall. 

Es sei auch zu berticksichtigen, daE unverschuldete 

finanzielle Schwierigkeiten bei ihm, dern 

Beschwerdeführer, zur Versàumung der Fristen geführt 

hätten. Hierzu sei die Entscheidung J 22/88 (ABi. 

EPA 1990, 244) heranzuziehen. Danach mUsse es sich urn 

ernsthafte finanzielle Schwierigkeiten gehandelt haben, 

die für die Kammer glaubhaft seien. Diese ergäberi sich 

hier ohne Zweifel aus dem Ablauf der Geschehriisse im 

Verfahren, in dem er, der Beschwerdeführer, mit 

umfangreichen Eingaben, Anträgen und Anfragen mangels 

finanzieller Mittel das Seine zur Rettung der Arimeldung 

habe beitragen wollen. 

XII. Der Beschwerdeführer beantragte, die Entscheidung der 

PrUfungsabteilung vom 24. Januar 1996 aufzuheben und 

Wiedereinsetzung in die Frist zur Zahiung der 

5. Jahresgebuhr zu gewahren. 

Ent scheidungsgründe 

1. 	Zulassigkeit der Beschwerde 

Im erstinstanzlichen Verfahren ist die PrQfungsabteilung 

davon ausgegangen, dag der Beschwerdeführer als im 

Erteilungsantrag nicht an erster Stelle genarinter 

Anmelder nicht berechtigt sei, das Anmeldeverfahren 

aktiv zu betreiben und Antràge zu stellen, wie sie dem 

BeschwerdefUhrer rnehrfach mitgeteilt hat. Sie hat jedoch 

ihre Uberzeugung nicht konsequent umgesetzt und den 

Antrag des Beschwerdeführers auf Wiedereirisetzung in die 
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Frist zur Zahlung der JahresgebUhr fir das 5. Jahr mit 

Zuschlag durch die angefochtene Entscheidung 

verbeschieden. 

GemäE Artikel 107 Satz 1 EPTJ steht die Beschwerde 

denjenigen zu, die an dem Verfahren beteiligt waren, das 

zur Entscheidung gefuhrt hat, soweit sie durch die 

Entscheidung beschwert sind. 

Unabhängig von der Frage, ob der im Erteilungsantrag an 

dritter Stelle genannte BeschwerdefUhrer irn Hinblick auf 

Regel 100 (1) Satz 1 EPU z u r Stellung des 

Wiedereinsetzungsantrags berechtigt war, ist auf semen 

Antrag elne Entscheidung erfolgt, die ibm mit 

Rechtsmittelbelehrung zugestellt worden ist. Da diese 

Entscheidung den Beschwerdeführer beschwert, liegen alle 

Voraussetzungen von Artikel 107 Satz 1 EPU vor, so da 

die Beschwerdeberechtigung gegeben ist. 

Die Beschwerde ist innerhaib van zwei Monaten nach 

Zustellung der Entscheidung unter Entrichtung der 

Beschwerdegebü ir schriftlich eingelegt und begrundet 

warden, so daf die Erfordernisse von Artikel 108 EPI) 

erfüllt sind. 

Die Beschwerde ist somit zulässig. 

	

2. 	Wiederseinsetzungsantrag 

	

2.1 	In der Sache kann sie allerdings keinen Erfolg haben. Im 

Ergebnis ist der Entscheidung der ersten Instanz 

zuzustirnmen. 

Die JahresgebUhr für das 5. Jahr war gemäE Artikel 86 

(1) i. V. m. Regel 37 (1) EPU am 31. Oktober 1994 fällig 

und hätte mit Zuschlag wirksam noch bis zum 30. 

April 1995 gezahit werden können - Artikel 86 (2) EPU. 

3188.D 	 . . . 1... 
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Die am 1. April 1996 mit Zuschlag erfolgte Zahiung war 

sornit verspätet, so da1! die Patentanmeldung nach 

Artikel 86 (3) EPU als zurUckgenornmen gilt. 

Für den am 15. Juli 1995 nach Artlkel 122 EPU 

eingereichten Wiedereinsetzungsantrag wurde die 

Wiedereinsetzungsgebuhr ebenfalls erst am 1. April 1996 

entrichtet. 

Nach Artikel 122 (2) EPTJ 1st der Wiedereinsetzungsantrag 

innerhalb von zwei Monaten nach Wegfall des 

Hindernisses, das zur Versäumung der Frist gefuhrt hat, 

schriftlich einzureichen. Gemdg Artikel 122 (3) 

Satz 2 EPU gilt der Antrag erst als gestellt, wenn die 

WiedereinsetzungsgebUhr entrichtet 1st. Artikel 122 (2) 

Satz 3 EPU bestimmt, dag der Antrag nur innerhalb elnes 

Jahres nach Ablauf der versäumten Frist zulässig ist und 

Satz 4 legt fest, dais im Fall der Nichtzahlung einer 

Jahresgebühr die in Artikel 86 (2) EPU vorgesehene 

Frist, in die Frist von einem Jahr eingerechnet wird. 

Die Jahresfrist für den Wiedereirisetzungsantrag endete 

hier somit am 31. Oktober 1995, und alle danach für den 

Wiedereinsetzungsantrag vorgenornrnenen Handlungen, 

können, well verspàtet, keine Wirkung mehr entfalten. 

2.2 	Es kann hier dahingestelit bleiben, ob durch die am 

24. Mal 1995 gemãg Regel 69 (1) EPU erfolgte Mitteilung 

an den damaligen Vertreter des Beschwerdeführers, da 

die Anmeldung als zurückgenornmen gelte, das Hindernis 

wegfiel und die 2-Monatsfrist nach Artikel 122 (2) 

Satz 1 EPU in Lauf gesetzt wurde. 

In jedem Fall 1st die Wiedereinsetzungsgebuhr auferha1b 

der Jahresfrlst nach Artikel 122 (2) Satz 3 EPO 

entrichtet, so dag der Wiedereinsetzungsantrag nach 

Artikel 122 (3) Satz 2 1. V. m. A.bsatz 2 Satz 3 EPU als 

nicht gestelit gilt. 
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Dies hat. zur Folge, dag die Beschwerde zuruckgewiesen 

werden rnuS. 

	

2.3 	Die vom Beschwerdeführer herangezogene Entscheidung 

J 6/90 betrifft einen anderen Sachverhalt und kann 

deshaib irn vorliegenden Fall nicht weiterhelfen. Bei dem 

dieser Entscheidung zugrundeliegenden Sachverhalt war 

der Wiedereinsetzungsantrag rnigverstandlich formuliert 

und bedurfte der Interpretation. Die Wieder-

einsetzungsgebühr war aber innerhaib der Jahresfrist 

entrichtet worden, so dag dieser Fall dem vorliegenden 

nicht vergleichbar 1st. 

	

2.4 	Die ferner angefuhrte Entscheidung J 22/88 betrifft die 

Frage, ob bei Versäurnung von Fristen zur Zahlung von 

Gebühren unverschuldete finanzielle Schwierigkeiten em 

Grund für die Gewàhrung der Wiedereinsetzung sein 

können. Dies wird bejaht, wenn sich der Antragsteller 

mit der gebotenen Sorgfalt urn finanzielle UnterstUtzung 

bernüht hat. Irn vorliegenden Fall kann die Kammer jedoch 

gar nicht zur Prufung dieser Frage kommen, da es bereits 

an einern wirksam gesteliten Wiedereinsetzurigsantrag 

rnarigeit. 

	

2.5 	Daher können die zitierten Entscheidungen nicht zu einer 

anderen Beurteilung des vorliegenden Sachverhalts 

führen. 

	

3. 	Verfahren nach Regel 100 EPU 

	

3.1 	Das Verfahren vor der ersten Instanz begegnet allerdings 

recht lichen Bedenken. 

Nach der Niederlegung des Mandats durch den ursprünglich 

beauftragten zugelassenen Vertreter hat die Prufungs- 

abteilung den im Erteilungsantrag an erster Stelle 

genannten Anmelder Füchtey als gemeinsarnen Vertreter 
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angesehen und sich hierbei auf Regel 100 (1) EPU 

berufen. Diese Bestimmung schreibt vor, da:9 wenn eine 

europaische Patentanmeldung von mehreren Personen 

eingereicht wird und im Antrag auf Erteilung eines 

europaischen Patents kein gemeinsamer Vertreter 

bezeichnet ist, der Anmelder, der im Antrag ais erster 

genannt ist, als gemeinsamer Vertreter gilt. Im 

vorliegenden Fall waren aber für die am 23. Oktober 1990 

eingereichte Patentanmeldung von alien drei Mitanmeldern 

ais gemeinsamer Vertreter die Patentanwälte Richter et 

al bezeichnet. Die Vertretungsvoilmacht, die am 

14. Mai 1992 eingereicht wurde, ist dementsprechend von 

alien drei Mitanmeldern unterzeichnet. Somit lagen die 

Voraussetzungen der Regel 100 (1) Satz 1 EPU hier nicht 

MOW 

Diese Bestimmung gilt nur für den Fall, dal!. bei 

Einreichung der Anmeldung kein gemeinsarner Vertreter 

benannt ist, nicht auch für den Fall, daL, wie hier, im 

Lauf des Verfahrens der gemeinsame Vertreter wegfallt. 

3.2 	Ebenso war es fehierhaft, den vom Beschwerdeführer 

aileine benannten Vertreter, Patentanwalt Schneider, bis 

zur Beendigung von dessen Mandat als gemeinsamen 

Vertreter zu behandein. Regel 100 (1) Satz 2 EPU 

bestirnmt, dag wenn einer der Arirnelder verpflichtet ist, 

einen zugelassenen Vertreter zu bestellen, dieser 

Vertreter als gemeinsamer Vertreter gilt, sofern nicht 

der im Antrag als erster genannte Anmelder einen 

zugelassenen Vertreter bestellt hat. 

Aus dem Sachzusammenhang, insbesondere auch aus dern 

letzten Halbsatz dieser Bestimmung geht hervor, da1 

Satz 2 von Regel 100 (1) EPU deren Satz 1 voraussetzt, 

so dais schon aus diesem Grund die Bestimmung von Satz 2 
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keine Anwendung finden kann. Darüber hinaus liegen auch 
deren besondere Voraussetzungen nicht vor, da der 
BeschwerdefUhrer nicht zur Bestellung eines zugelassenen 

Vertreters verpflichtet war. 

	

3.3 	Die erste Instanz hätte vielmehr nach Regel 100 (2) 
Satz 2 EPU verfahren mUssen, die einen AuffangtatbeStand 
darstelit und vorschreibt, dag in anderen als den von 
Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1, der den Rechtsübergaflg auf 
mehrere Personen im Lauf des Verfahrens betrifft, 
erfaten Fallen, das Europäische Patentamt die 
betroffenen Personen, hier die drei Anrneider, 
auffordert, innerhaib von zwei Monaten einen gemeinsamen 
Vertreter zu bestellen. Wird dieser Aufforderung nicht 
entsprochen, so bestimmt das Europäische Patentarnt den 

gemeinsamen Vertreter. 

Die erste Instanz hät.te also hier die drei Anrnelder nach 
Niederlegung des Mandats durch den ursprUnglichen 
gemeinsamen Vertreter zunächst zur erneuten Bestellung 
eines gemeinsamen Vertreters auffordern müssen und 
gegebenenfalls bei fruchtlosen Ablauf der Frist den 
gemeinsamen Vertreter selbst bestimrnen mUssen. 

	

3.4 	Da das Begehren des Beschwerdeführers bereits am Ablauf 
der Jahresfrist für die Wiedereinsetzung scheitert, 
hatte die fehlerhafte Verfahrensfuhrung keine 
Auswirkungen, weder zugunsten noch zum Nachteil des 

Beschwerdeführers. 

	

4. 	Rückzahlung der Gebühren 

Da die Anmeldung wegen Nichtzahlung der Jahresgebühr für 
das 5. Jahr als zurückgenomrnen und der Wiederein-
setzungsantrag als nicht gestellt gilt, sind die ab 

3188.D 	 . . . / . 



4L27- 

- 9 - 	J 0010/96 

dieser JahresgebUhr weiter gezahlten Jahresgebuhren 

sowie die WiedereinsetzungsgebQhr zurückzuerstatten, da 

diese GebUhren nicht angefalleri sind. 

Ent scheidungs formel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurUckgewiesen. 

Die Geschäftsstellenbeamtin: 	Die Vorsitzende: 

It 
lilt,  

M. Beer 	 M. Aüz Castro 
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